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Am 14. Juni 2015 klar

NEIN zur Erbschaftssteuer-Initiative!
Der Bund der Steuerzahler Schweiz spricht sich mit aller 
Deutlichkeit gegen die Erbschaftssteuer-Initiative aus 
und empfiehlt für den 14. Juni 2015 ein entschiedenes 
NEIN! 

Die von der politischen Linken lancierte Initiative mit 
dem verlockenden Titel «Millionen-Erbschaften besteu-
ern für unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)» 
schwächt Familienunternehmen, greift in die Kompe-
tenz der Kantone ein und bietet keine Lösung für die 

strukturellen Probleme der AHV. 

Auch die Wirtschaft lehnt die Initiative vehement ab. Die 
heutige Regelung, nach der die Kantone die Erbschafts- 
und Schenkungssteuer selbstständig festlegen dürfen, 
hat sich bewährt. Neben dem Eingriff in die Steuerkom-
petenz der Kantone schwächt die Initiative Familien-
unternehmen, führt zu Mehrfachbesteuerung desselben 
Substrats und gaukelt eine Sanierungsmöglichkeit für 
die AHV vor. 

Vorname / Name

Strasse / Nr.

PLZ / Ort

Telefon / Natel

E-Mail-Adresse

FirmaDer Bund der Steuerzahler (BDS) kämpft 
für eine sparsamen und haushälterischen 
Umgang mit Steuergeldern, für die Reduk-
tion der Steuerlast und für eine Vereinfa-
chung der Besteuerung. 

Treten Sie dem BDS bei!

Einzelmitglied (Fr. 35.- / Jahr)
Ehepaar (Fr. 50.- / Jahr)

Firma (Fr. 100.- / Jahr)

Ich möchte den BDS finanziell 
unterstützen! Bitte senden Sie mir 
einen Einzahlungsschein zu.

Bund der Steuerzahler, Bahnhofstrasse 41, 8180 Bülach
Tel. 044 451 18 10, Fax 044 451 18 12, www.bds-schweiz.ch
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Schädliche Mehrfachbesteuerung 
Vermögen werden in der Schweiz be-
reits heute im internationalen Vergleich 
überdurchschnittlich stark besteuert. 
Mit einer nationalen Erbschafts- und 
Schenkungssteuer würde derselbe 
Franken gar dreimal besteuert. 

Erbschaftsinitiative schwächt Fami-
lienunternehmen 
Die Erbschaftssteuerreform würde die 
Weiterführung vererbter Unternehmen 
erschweren. Die Initiative bereitet ins-
besondere Familienunternehmen bei 
der Nachfolgeplanung Sorgen. Die Un-
sicherheit über die allfälligen Steuer-
erleichterungen tut ihr Übriges dazu. 
Gerade in einem angespannten wirt-
schaftlichen Umfeld mit grossen Un-
sicherheiten wäre eine weitere steuerli-
che Belastung für zahlreiche Unterneh-
mer, die ihr Kapital im Unternehmen ge-
bunden haben, schädlich. Bei Unter-
nehmensnachfolgen müssten darum je 
nach Situation Kredite aufgenommen, 
Eigenkapital abgebaut oder verschie-
dene Einsparungen, unter Umständen 
inklusive Abbau von Arbeitsplätzen, vor-
genommen werden. 

Falsche Versprechen für die AHV: 
Probleme bleiben 
Die Volksinitiative brächte der AHV jähr-
liche Mehreinnahmen von rund zwei 
Milliarden Franken. Gemäss den aktu-
ellen Finanzperspektiven der AHV bis 
2030 würde das die absehbaren 
Defizite unabhängig vom gewählten 
Szenario nur um wenige Jahre hinaus-
zögern. Die strukturellen Probleme 
(steigende Lebenserwartung, weniger 
Beitragszahlende pro Rentner) werden 
dadurch nicht gelöst. Ein Beitrag von 
zwei Milliarden Franken kann die dro-
hende Finanzierungslücke deshalb 
nicht einmal annähernd schliessen. Zu-
sätzliche Einnahmen verzögern bloss 
den Sanierungsprozess. Das Zeit-
fenster für sinnvolle Reformen ver-
streicht ungenutzt, die Finanzierung 
der AHV wäre weiter gefährdet. 

Inakzeptabler Eingriff in die Steuer-
souveränität der Kantone und pro-
blematische Rückwirkung 
Der Bund der Steuerzahler lehnt die 
Initiative auch ab, weil er einen Eingriff 
in die Steuerautonomie der Kantone 
bringt. Viele Kantone haben in den letz-

ten Jahren die Erbschaftssteuer für di-
rekte Nachkommen abgeschafft – die 
Initiative würde sie wieder für alle ein-
führen. Nachfolgeregelungen und die 
Weiterführung vererbter Unternehmen 
würden damit erschwert. Die in den 
Übergangsbestimmungen vorgesehe-
ne Rückwirkung der Steuer auf Schen-
kungen ab dem 1. Januar 2012 ist 
rechtlich höchst problematisch und 
schafft für die Unternehmen und Privat-
personen schon heute eine zusätzliche 
Unsicherheit und hätte eigentlich als un-
gültig erklärt werden müssen!
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